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0. C. Candtags⸗Verhandlungen. 
(Nachtrag zur 59. Sitzung des Abgeordnetenhauſes.) 

Nach der Rede des Abg. Hahn (Ratibor) folgen zu perſönlichen Bemer⸗ 
kungen Abg. Jacoby: Der Herr Reg.⸗Commiſſar hat mich perſönlich und 
namentlich aufgefordert, die Angaben unſeres verehrten Collegen Waldeck in 
Betreff der gegen mich eingeleiteten Unterſuchung zu „berichtigen“. Ich ſehe 
mich dadurch ſehr gegen meinen Willen und meine Neigung — zu einer per⸗ 
fönlihen Bemerkung genöthigt. Die Sache verhält ſich fo. Die Worte, 
die College Waldeck u He hat und die ich nicht wiederholen mag, find 
vom Staatsanwalt v. Mörs gebraucht worden und zwar in ſeiner Appella⸗ 
tionsrechtfertigungsſchriſt. Als dieſe Schrift mir vom Gericht zur Beantwor⸗ 
tung zugefertigt wurde, wendete ich mich Beſchwerde führend an den Juſtiz⸗ 
miniſter Grafen zur Lippe. Ich erhielt die Antwort, der Inſtanzenzug ſei 
bon mir nicht eingehalten worden. Darauf richtete ich meine Beſchwerde 
an den Oberstaatsanwalt Adelung. Dieſer erklärte, er ſehe ſich nicht ver⸗ 
aulaßt, den Staatsanwalt v. Mörs wegen feiner Aeußerung zu rectifieiren 
(bört! hört). Nunmehr wendete ich mich auf's Neue an den Hrn. Juſtiz⸗ 
miniſter und erhielt von demſelben ein Schreiben folgenden Inhalts: Sie 
haben meinerſeits eine Antwort nicht zu erwarten, da Ihre Beſchwerde in 
den Zeitungen veröffentlicht worden, ehe ſie noch in meine Hände gelangt 
iſt (hört! bört!), Nun haben aber die Zeitungen meine Beſchwerde keines⸗ 
wegs veröffentlicht, ſondern nur beſprochen, außerdem hatte ich glücklicher⸗ 
weiſe das an den Hrn. Juſtizminiſter gerichtete Schreiben rekommandirt, und 
ſo konnte ich durch den Poſtſchein, der in meinen Händen war, Jedermann 
überzeugen, daß die Behauptung des Hrn. Juſtizminiſters, falls nicht etwa 
die Poſt ſich ein Verſehen zu Schulden kommen laſſen, unrichtig iſt 
(hört! hört!). Ich ließ die Sache dabei bewenden in der Ueberzeugung, daß 
Angriffe der Art, wie der Hr. Staatsanwalt v. Mörs fie ſich in dieſem Fall er: 
laubt hat, Pfeile ſind, die auf den Schützen zurückprallen (Bravo). 

Abg. Möller: Ich bitte den Abg. v. Blanckenburg, doch endlich den 
Unterſchied zwiſchen Warnung vor der Revolution und Drohung mit der 
Revolution zu begreifen. Dem Abg. Hahn demerke ich, daß es doch auffallend 
iſt, daß aus Königsberg vier Staatsanwälte befördert find und aus Danzig 
nur einer. Ich ſprach ferner von der Majorität des lönigsberger Criminal⸗ 
Senats, nicht von einer geſchloſſenen Phalanx; es giebt in ihm auch eine 
Minoriſät meinungstreuer Männer, aber die übrigen kennt die Stadt, ja das 

anze Land, ſie ſißen zum Theil in dieſem Haufe und find kenntlich durch ihre 
heilnahme an dem conſervativen Wahlcomite Add 

Abg. Waldeck: Meine Quelle für die Calow'ſche Angelegenheit iſt der 
Abg. Teuchert. Dem Abg. Hahn kann ich nicht zugeben, daß man beim Ein⸗ 
tritt in das Obertribunal mit dem Leben abſchließt. Ich habe weder vor 
1 Jobren mit dem Leben abgeſchloſſen, noch auch ſchließe ich heute 
mit ihm ab. 

Abg. v. Blanckenburg: Wenn wir vor dem Cäſarismus warnen, dann 
ſagt man uns: wir drohen mit dem Säbel! „Ja Bauer, das iſt ganz was 
anders.“ Die erſten Sitzungen der Geſchworenengerichte waren in einzelnen 
Städten allerdings von Straßenſkandalen begleitet, g t 

Abg. Wachsmuth: Der Reichenbach'ſche Fall iſt aus der Geſchichte nicht 
mehr zu verwiſchen. Ich weiß nicht, in welchem Lebensalter der Abg. Hahn 
ſteht; ſtände er in dem meinigen, ſo würde er den tiefen und ſchmerzlichen 
Eindruck begreifen, den er auf alle Richter des Landes gemacht hat. 

Nach einigen weiteren Bemerkungen der Abg. Hahn und v. Kirchmann 
in * auf die Betheiligung des berftorbenen Präſidenten Wenzel an dem 
betr. Erkenntniß, erhält das Wort der Berichterſtatter 

Abg. Eberty: Die aus der franzöſ. Geſetzgebung entlehnten, an fi 
§ 100 und 101 werden bon dem 


binaustretender Mann, kein Beamter, Schriftſteller, Buchhänoler, iſt jetzt 
ſeiner Stellung, feines Vermögens, feiner. Freiheit ſicher, wenn er es wagt, 
den Anſichten des Miniſteriums öffentlich zu widerſprechen. Unter dieſer 
verderblichen Einwirkung wächſt den Gegnern der Muth. Sie bedrohen, wie 
der im andern Hauſe geſtellte Antrag vom 24. d. M. beweiſt, die letzte Frei⸗ 
ſtätte freier Rede, die Tribüne. Die Entſcheidung über politiſche und Preß⸗ 
vergeben iſt im Intereſſe der richterlichen Autorität wie in dem der Freiheit 
des Volkes den Geſchworenen zurückzugeben. M. H.! Heilen Sie die Schi: 
den, welche der Abg. Tweſten am 20. d. M. und heute die Abg. Becker, 
Möller und Waldeck gewiß ungern aufgedeckt, dadurch, daß Sie Ihre Ueber⸗ 
zeugung bon der Nolhwendigkeit der Wiedexherſtellung der Geſchworenenge⸗ 
richte für politiſche und Preßvergehen, der Nevifion des die Preßfreiheit ge: 
fährdenven Geſetzes vom 12. Mai 1851 in die Waagſchale werfen, welche 
nicht blos die Geſchichte hält, nein, das gegenwärtige Volk. Es wird leicht 
zu einer Entſcheidung darüber gelangen, auf welcher Seite ſeine Freunde 
und auf welcher ſeine Feinde ſtehen, und im Bunde mit ſeinen Freunden die 
große, echt deutſche Aufgabe löſen, welche es ſich geſtellt, die Herftellung der 
Freiheit auf dem Boden der Gerechtigkeit. Als Berichterſtatter Ihrer Com: 
miſſion muß ich mich gegen das Amendement Wachsmuth erklären, werde 
aber dafür ſtimmen. N 
Bei der Abſtimmmung wird das Amendement Wachsmuth ange⸗ 
nommen. 
Die folgende Petition des Gerichts⸗Aſſeſſor Wilbelmi zu Hamm, betref⸗ 
nd die Heranziehung der Gerichts⸗Aſſeſſoren zur Vertretung etatsmäßiger 
ichter wird durch Uebergang zur Tagesordnung erledigt. f 
Die Tagesordnung führt zum dritten Petitions⸗Bericht der Juſtiz⸗Com⸗ 
miſſion. Die erſte Petition betrifft die Verweigerung der Ankl geerhebung 
egen die „Norddeutſche Allgemeine Zeitung“ wegen des von derſelben ge⸗ 
rachten Artikels über den Brand in Gumbinnen. 
Abg. v. Fordenbeck beantragt, auf Grund des Art. 60 der Verfaſſung 
den Herrn Juſtiz⸗Miniſter zur Debatte über den dritten Petitionsbericht der 


Der Antrag des Abg. v. Forckenbeck wird angenommen und der Pe⸗ 
titions⸗Bericht abgesetzt. Derdiehte Gegenſtand der Tagesordnung ift der mit 
dem Herzogthum Sachſen⸗Altenburg unterm 5. Juni 1862 geſchloſſene 
Vertrag Über den Austauſch des unter preußiſcher Landeshoheit ſtehenden 
Theiles des Dorfes oͤnigshofen gegen die zu Sachſen⸗Altenburg gehö⸗ 
rigen Theile der Dörfer Will ſchütz und Gräfendorf. 

Die Commiſſion beantragt Ablehnung der derfaſſungsmäßigen Zuſtim⸗ 
mung zu dem Vertrage. — Dagegen beantragt ein Amendement des Abg. 
d. d. Heydt: „Dem Vertrage die verfaſſungsmäßige Zuſtimmung zu geben, 
unter der Vorausſetzung, daß das darin gedachte Geſeß der Landesvertretung 
vorgelegt werde. 4 » 

bg. v. d. Heydt (für fein Amendement): Die Gemeinden, um die es 

ſich hier handelt, berühren meinen Wahlkreis, der Austausch wird dort drin 
end gewünſcht, und ich bin erſucht worden, Ihnen die Zustimmung zu dem 
ertrage dringendſt zu empfeblen. Einzelne Grundſtücke in den Gemeinden 
nd zur Hälfte altenburgiſch, zur Hälfte preußiſch. Vagabonden, welche dies⸗ 
eits verfolgt werden, flüchten fi in einzelnen Fallen in die Gaſtſtube auf 
dem altenburgiſchen Theil, wo man ihnen dann nichts anhaben kann (Heis 
terteit).. Auf der Dorſſtraße wird die Polizei gemeinſam geübt und da neh 
men die Reibungen kein Ende. Verbeſſerungen der Kirche und Schule finr 
undenkbar. Was follte wohl daraus werden, wenn — was doch nicht völlig 
undenkbar — die Altenburger einmal den Zollvereinsvertrag kündigten? Die 


Commiſſion erkennt die vorhandenen Uebelſtände an, allein fie ſagt: princi- 


Püs obsta und verwirft den Vertrag, der Abhilfe ſchaffen kann, und zwar 
nur, weil ein oder zwei altenburgiſche Bauern nicht heran wollen. Die 
deuiſche Fortſchrittspartei kämpfte geſtern noch für die deutſche Einheit und 


gi bietet fie die Hand zum allerkraſſeſten Partikularismus. Handelt es] Regierungs⸗Präſidenten v. Münchhauſen wieder ins Leben ange ſeien; die 


ich denn um einen Vertrag mit dem Kaiſer von Ching oder darum, Preußen 
zu Chineſen zu machen? Kinder ein und deſſelben Volkes und Vaterlandes 
ſollen nur in anderer ſtaatlichen Form geeinigt werden. Wie denken Sie 
ſich den Weg zur deutſchen Einheit, wenn Sie vor einem kleinen Schritt nach 
dieſer Richtung Bedenken tragen? Die deutſche Einheit kann doch nicht an 
dem Widerſpruch eines altenburger Bauern ſcheitern, wenn Fürſten und 
Völker einig find. : 

Abg. Virchow: Hier handelt es fih um ein Tauſchgeſchäft, nicht um 
die deutſche Einheit: gewiſſe Leute ſollen gegen ihren Willen in Preußen 
incorporirt werden. Die ganze Sache iſt ſo viel nicht werth; ohne Jemand 
Gewalt anzuthun und das verrottete Prinzip des Tauſches von Seelen und 
Quadratmeilen vorzuſuchen, ließen ſich die Unzuträglichkeiten des jetzigen Zu⸗ 
ſtandes beſeitigen. Das preußiſche Dorf Königshofen ſoll auf ewige Zeit 
an Altenburg abgetreten werden, das iſt eine bewußte Lüge, denn Niemand 
wird wünſchen, daß der jetzige Zuſtand ewig währen ſoll. (Heiterkeit) — 
Abg. Schallmeyer: Tout de bruit pour une omelette! Behalte man doch 
die ſtaats⸗ und völkerrechtlichen Expoſés für diesmal in der Taſche! — 
Abg. Gneiſt (für den Vertrag): Auf die Zuſtimmung einzelner Perſonen 
kommt es nicht an. Das napoleoniſche Syſtem iſt unausführbar und in ſich 
ſinnlos. In der Regel werden ſich die Männer, wenn Sie ſie fragen, ſchon 
der preußiſchen Wehrpflicht wegen gegen die Annexion erklären, die Frauen 
werden im Allgemeinen eher geneigt fein, annectirt zu werden. (Heiterkeit.) 
Mit der Zustimmung der altenburgiſchen Stände fit die Sache erledigt. — 
Abg. v. Binde: Mit jo peinlicher Rückſicht auf einige Altenburger gelan⸗ 
gen wir niemals zur deutſchen Einheit, da der Fall eintreten könnte, daß 
jedesmal eine no Minorität ſich gegen dieſe Einheit erklärte. Abg. Forſt⸗ 
mann (gegen den Vertrag): Nur die Preußen haben ein Intereſſe, zu Alten⸗ 
burg zu kommen, wo das Struerweſen geregelt und die Militärlaſt geringer 
iſt. Ich will die Leute aus Preußen nicht entlaſſen. Wenn wir unter dem 
jetzigen Regime unbequem leben, können ſie es auch. 

Das Haus geht zur Spezioldiscuſſton über und genehmigt § 1 des Ver⸗ 
trages (eventuell). Bei $ 2 bemerkt Abg. Dr. Freſe, daß man den Macht⸗ 
kreis und das Gebiet des jetzigen Regierungsſyſtems um keinen Fuß breit 
deutſcher Erde vergrößern dürfe. Der Paragraph wird angenommen, desgl. 
§ 3—9, Zu $ 10, der von dem Fall der Wiederherſtellung der Jagdberech⸗ 
tigung in Preußen handelt und von Waldeck für unzuläſſig, von Gneiſt für 
indifferent erklärt wird, bemerkt ein Regierungscommiſſar, ſeine Aufnabme 
ſei eine an Altenburg nothwendig gewordene Conceſſion, ohne die der Ver⸗ 
trag nicht zu Stande gekommen wäre. Dieſer Paragraph wird mit großer 
Majorität abgelehnt. Die 85 11—13 werden angenommen, desgl. § 14 mit 
einer Einſchaltung, die der Abg. Schollmeyer beantragt, und die die Publi⸗ 
kation des Vertrages mit Artikel 2 der preußiſchen Verfaſſung in Verbin: 
dung ſetzt, ebenſo § 15 und endlich der Vertrag im Ganzen mit Weglaſſung 
des § 10 und der Aenderung des $ 14, 

60. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten (31. Mai). 

Eröffnung 10% Uhr. Die Tribünen find mäßig beſetzt. Am Miniſter⸗ 
tiſch der Handelsminiſter Gr. Itzenplitz mit zwei Commiſſaren; ſpäter der 
Cultusminiſter v. Mühler. 

Präſident Grabow verlieſt mehrere Urlaubsgeſuche mit dem Bemerken, 
daß 45 Mitglieder mit Urlaub abweſend feien und daß bei der letzten na: 
mentlichen Abſtimmung 38 ohne Urlaub gefehlt hätten; 269 Stimmen wur⸗ 
den abgegeben. Der Präſident fügt hinzu, daß er die heutige Sitzung um 
% Stunde ſpäter eröffnet habe, weil er Angeſichts einer fo wichtigen Bera⸗ 
thung, wie die bevorſtehende über das Berggeſetz iſt, die vollſtändige Füllung 
des Hauſes abwarten zu müſſen geglaubt habe. Abg. Frentzel erklart feine 
Verſpätung dadurch, daß er die Linden durch die Parade abgeſperrt gefunden 
und feinen Weg durch das Potsdamer⸗Thor habe nehmen müſſen. (Heiter⸗ 
keit.) Die Abg. Koſch und Lette befürworten in verſchledener Meile grö⸗ 
ßere Strenge in der Urlaubsbewilligung, die Geſuche der Abgg. Häger und 
Riemann werden einſtimmig abgelehnt, die der Abgg. Hummel 
und Lent werden genehmigt. 

Eine Mißtrauens⸗Adreſſe des conſervativen Centralvereins von Bärwalde 
in der Neumark, legt der Präſident auf den Tiſch des Hauſes nieder und 
tritt in die T.⸗O. ein, deren erſter Gegenſtand der Bericht über den Entwurf 
eines allgemeinen Berggeſetzes für die preuß. Staaten iſt. Die Com⸗ 
miſſion empfiehlt die Annahme des Geſetzentwurfes in der vom Herrenhauſe 
angenommenen Form. 

Abg. v. Beughem (als General⸗Referent): Der vorliegende Entwurf iſt 
das Reſultat 40 jähriger geſetzgeberiſcher Thätigkeit. Eine vormals übermäch⸗ 
tige Bureaukratie hatte mit Hilfe der alten n den Bergwerks⸗ 
cignern die Selbftbewirthihrftung ganz entzogen und dieſelben in ihrem Ver⸗ 
kehr mit dem Auslande eben fo beläſtigt, wie dem Staate boͤchſt koſtſpielige 
Einrichtungen geſchaffen. Trotz der Bemühungen der Provinzial⸗Landtage 
von Schleſen, Rheinland und Weſtfalen ging die Berggeſetzgebung keinen 
Schritt vorwärts. Leider ſtarb Machen im Jahre 1834 und fein erſter Res 
formverſuch vom Jahre 1833, deſſen Gelingen die Noth der folgenden De⸗ 
cennien verkürzt hätte, blieb unausgeführt; das gleiche Schickſal hatten die 
Entwürfe der Jahre 1835, 1846 und 1819, der Entwurf von 1850 ſtieß wie⸗ 
der auf Bedenken, bis der Handels miniſter v. d. Heydt die erſte freiſinnige 
Novelle brachte, für die alle Betheiligten ihm noch heute dankbar ſind. Ihr 
folgten 13 andere Novellen; mit der wachſenden Blüthe des Bergbaues bra 
ſich die beſſere Einſicht Bahn, bis der jetzt vorliegende Entwurf, welcher den 
Schlußſtein bildet, die letzten Reſte und Trümmer einer überwundenen Zeit 
beſeitigt. Die Commiſſion hätte manches in ihm anders, manches klarer 
gewünſcht, aber fie verzichtete auf jede Amendirung ihrerſeits und acceptirte 
die Aenderungen des Herrenbauſes, in denen fie nicht immer Verbeſſerungen 
ſah, ſchlechthin, um die wichtige Reform nicht zu verzögern, Aus allen Theis 
len der Monarchie wurden Wünſche in dieſem Sinne laut, denn der Ent⸗ 
wurf hebt alle Bevormundung auf, ſtellt die normale Stellung der Berg⸗ 
werkseigner im Rechtsverkehr wieder her und läßt dem Staate nur das ihm 

uſtehende Oberaufſichtsrecht im politiſchen und öffentlichen Intereſſe beſtehen. 

ch erkenne an, daß die Regierung in je,r entgegenkommender Weiſe gehan⸗ 
delt hat, indem fie uns dieſen freifinnigen Entwurf vorlegte, der allerdings 
nicht in perpe'uum gelten ſoll und ih dem raſchen Umſchwunge der Ver⸗ 
hältniſſe auf's Neue, vielleicht nach einem Decennium, wird anpaſſen müſſen. 

Nehmen Sie, m. H., das Geſetz an und Sie werden ſich den Dank des Lan⸗ 
des erwerben. (Beifall.) 0 Ed 2 

Der Handelsminiſter Graf Itzenplitz: Ich befinde mich in der bei mei» 
ner langen parlamentariſchen Praxis mir oft vorgekommenen Lage, daß ein 
Vorredner Alles das, was ich habe ſagen wollen, fo vollſtändig und richtig 
bereits geſagt hat, daß ich weiter gar nichts hinzuzufügen brauche. Es liegt 
mir nur ob, der Commiſſion meinen Dank zu ſagen für die umfaſſende, 
gründliche Behandlung der Sache, und daß ſie zu meiner Freude einſtimmig 
die unveränderte Annahme des Geſetzes beantragt hat. Ich füge hinzu, 
daß auch die letzten Erwähnungen des Vorredners richtig ſind. Es hat im 
anderen Hauſe bei mine Paragraphen Mühe getoftet, durchzudringen (Heis 
terkeit), und die Majorität bei der Annahme war keine große; alſo auch aus 
dieſem Geſichtspunkt möchte ich wünſchen, daß das Haus dem Antrage der 


Commiſſion beitrete. 1 

Damit ift dir Generaldiscuſſion geſchloſſen. Zur Spezialdebatte verlangt 
Niemand das Wort. Zu § 224 und 225 hat der Abg. Graf Pfeil ein 
Amendement eingebracht, das nicht ausreichend unterſtützt wird. Darauf 
wird das ganze Geſetz ohne Debatte mit allen Stimmen gegen die 
des Abg. Grafen Pfeil angenommen. — Eine Reihe von Petitionen 
über Bergwerks⸗Angelegenheiten, worüber dieſelbe Commiſſion durch die 
Abg. v. Beughem und d. Carnall berichtet, werden in zwei Fällen nach 
deren Anträgen der Regierung = Berückſichtigung überwielen, in zwei an 
deren durch Tagesordnung erledigt, eine Anzahl weiterer Petitionen wird 
durch Annahme des Berggeſetzes als erledigt erachtet. 

Der zweite Gegenſtand der Tagesordnung iſt der Bericht der Budget⸗ 
Commiſſion über den Etat des Miniſteriums der geiſtlichen und Unterrichts⸗ 
Angelegenheiten pro 1865. Berichterſtatter find die Abgeord. Dr. Techow, 
Roſien und Dr. Möller. ! } 

ei den Einnahmen Tit. I. für den evangeliſchen Cultus kamen in der 
Commiſſion auch die Verhältniſſe der Domſtifte Merſeburg, Naumburg und 
Zeitz zur Sprache; es wurde namentlich bemängelt, daß die bereits auf den 
Ausſterbe⸗Etat geſetzten Stifte durch Ernennung dreier Domherren, des Ge⸗ 
nerallieutenants v. Manteuffel, des Ober⸗Präſidenten v. Witzleben und des 


Zeitun 


Sechsundvierzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 
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Expedition: Herrenſtraße Nr. 0. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
Anſtalten 8 auf die Zeitung welche Sonntag und Montag 


mmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Donnerstag, den 1. Juni 1865. 


Commiſſion hat indeſſen, nachdem ein Vertreter des Miniſters des Innern 
3 fle in Anbetracht des nahen Schluſſes der Seſſion einen An⸗ 
rag nicht geſtellt. 

Abg. Dr. Eberty: Als Vertreter von Merſeburg erachte ich es für 
meine unerläßliche Pflicht, in dieſer Angelegenheit das Wort zu ergreifen. 
Aber nicht blos die Amen meines Wahlkreiſes beſtimmen mich dazu, es 
handelt ſich um die Prinzipien geſunder Staatsverwaltung, um die Verwirk⸗ 
lichung des verfaſſungsmäßigen Lebens. M. H.! Sie ſtehen hier an der 
Stelle einer Ungeheuerlichkeit. Der Friedensvertrag mit Sachſen vom 18. 
Mai 1815 behielt bei dem Uebergang der Stifte an Preußen, dieſem Staate 
das jus reformandi vor. Friedrich Wilhelm III. fählte ſich auch durch den 

riedensvertrag nicht beengt. Je der Cabinets⸗Ordre vom 21. März 1817 
prach er es aus, daß die alte Verfaſſung der Stifte, da ſie mit der Landes⸗ 
verfaſſung und dem Wohl des Ganzen nicht vereinbart ſei, nicht mehr fort⸗ 
beſtehen könne. Die Cabinets⸗Ordre vom 31. E 1822 ſprach im Zu⸗ 
ſammenhange biermit aus, daß neue Anwartſchaften bis zur Abänderung der 
Stiftungsverfaſſungen nicht ertheilt werden ſollten. Das war die gute beſſere 
Zeit Friedrich Wilhelms III., eine Zeit, in der man auf das Gemeinwohl 
mehr Rückſicht nahm, als es jetzt vielfach geſchieht. 

Man hat nicht blos neue Anwartſchaften ertheilt, ſondern dem Ober⸗Prä⸗ 
ſidenten der Provinz Sachſen, Hrn. v. Witzleben, dem General v. Manteuffel, 
dem Urheber der beglückenden Armee⸗Reorganiſation, dem Präſidenten 
v. Münchhauſen, Jedem mehrere Tauſende von Thalern. Iſt dies nicht 
Nepotismus, wie man ihn fo oft dem Papſte vorwirft? Was haben dieſe 
ehrwürdigen Domherren für das ſchoͤne Geld zu thun? Ja, es beſtehen die 
alten Namen noch, der Eine beißt praecentor, der Andere custos. Ein, zweimal 
im Jahre erſcheinen in der Domkirche zu Merſeburg Herren in alterthümlicher 
Tracht, und in der That wird auch vom Chore herab geſungen. Nun werden 
Sie aber doch dem General v. Manteuffel nicht zumutben, daß er ſinge? 
(Heiterkeit) Nein, das iſt ein armer Schullehrer, der Mann 9 2 Thlr. 
dafür das ganze Jahr und der General v. Manteuffel Tauſende. Wie jhöne 
Mittel find hier für die Beſſerung der Gehälter der Schullehrer vorhanden! 
M. H.! Ich habe es in den früheren Seſſionen zu meinem Lieblingsthema 
erwählt, die Rechte der weltlichen Reichsunmittelbaren anzugreifen. Ich ge⸗ 
lobe Ihnen, wenn ich lebe und in dieſem Hauſe bleibe, die Rechte der geiſt⸗ 
lichen Reichsunmittelbaren im Hauſe zur Prüfung zu bringen. Aber, ich 
verfolge hierbei noch einen anderen Zweck. Ich will dem Herrn General 
v. Manteuffel, ib will es dem Hrn, Ober⸗Präſident v. Witzleben, dem Hen. 
Präſidenten v. Münchhauſen in das Gewiſſen ſchieben, ob ſie ſich getrauen, 
viefe Gelder anzunehmen, und der Regierung will ich es ins Gewiſſen ſchie⸗ 
ben, 10 175 ſich getraut, ferner dergleichen Anwartſchaften und Zuwendungen 
zu ertheilen. 

Abg. Richter: M. H.! Sie leſen in dem Berichte, daß uns eine Aus⸗ 
kunft über die evangeliſchen Domſtifte von Seiten des Miniſteriums des 
Innern gegeben worden iſt. Ich war bei Abgabe dieſer Erklärung Plane 
in der Commiſſion anweſend, und bemerkte mit Bedauern, daß der Vertre⸗ 
ter des Miniſters der geiſtlichen Angelegenheiten gänzlich ohne Inſtruction 
war, und daß dieſe Augelegenheiten zum Reſſort des Miniſters des Innern 
gehörten. Bei dieſer Sachlage könnte man deute auf das Wort verzichten, 
da ein Vertreter des Miniſteriums des Innern nicht anweſend ift. Ich muß 
aber bemerken, daß ich dieſe Reſſortverhältniſſe für ſehr bedenklich halte, da 
die betreffenden Stiftungen wirklich geiſtlicher Natur ſind, und die kirchlichen 
Inſtitute ſonſt nach allen Richtungen vom Cultusminiſter reſſortiren. Noch 
mehr aber hat mich die ertheilte Auskunft ſelbſt in Verwunderung geſeßt, 
wonach die Verwaltungen dieſer Stifte zu den Prärogativen der Krone ge⸗ 
hören ſollen, in welche ſich das Haus nicht einzumiſchen habe, zwar diesmal 
eine Erklärung abzugeben ſei, die Staatsregierung aber keine Verpflichtung 
anerkenne, in Zukunft irgend eine Erklärung abzugeben. Es exiſtiren nun 
eine Menge von Kabinets⸗Ordres, in denen beſtimmt ausgeſprochen iſt, wozu 
die Einkünfte der Stifte verwendet werden ſollen, namlich zu rein kirchlichen 
und wohltbätigen Zwecken. Man wird nun doch nicht behaupten wollen, 
daß die angeführten Ernennungen mit dieſen Zwecken irgend etwas zu thun 
haben. Die Herren haben weder für die Wiſſenſchaft noch für die Kirche 
etwas gethan, und wenn wir offen ſein wollen, ſo müſſen wir ſagen, daß 
auch auf dieſe Einkünfte zu Gunſten der Armee⸗Reorganiſation zurüdgegrifs 
fen worden iſt. (Zuſtimmung.) Der Herr Miniſter hat ausführliche An⸗ 
träge geſtellt zur Erhöhung der Gehälter beim Oberkirchenrat. Für dieſe 
Zwecke ſind eben die gedachten Einnahmen. Warum werden ſie dazu nicht 
verwendet? Wie kann man von uns fordern, daß wir Staatsmittel fläſſig 
machen ſollen für ſolche Zwecke, während die Mittel dazu vorhanden find, 
und der Herr Miniſter kann uns keinen Vorwurf machen, wenn wir die 
Mittel nicht bewilligen. Für die Synode fehlt es an Geld, es wird für 
dieſelbe ſogar in der unmürbigften Weiſe gebettelt. (Zuſtimmung.) Hier ſind 
auch dazu die Mittel. Der vorgerückten Zeit der Seſſion wegen will auch 
ich bier keinen Antrag ſtellen, habe mich aber für verpflichtet gehalten, meine 
e und dadurch meine ſpäteren Abſtimmungen zu motivi⸗ 
ren. abo!) 

Cultusminiſter v. Mühler: Auf die Details in dieſer Frage bes 
dauete ich, nicht eingehen zu können, weil dieſe Materie nicht zu meinem, ſon⸗ 
dern zu dem Reſſort des Miuiſters des Innern gehört. Was den Reichs⸗ 


ch] Deputations⸗Hauptſchluß betrifft, auf den Bezug genommen ift, fo ftellt dies 


ſer die Stifte, von welchen bier die Rede, nur zur Dispoſition des Landes⸗ 
berrn und überläßt es ihm, damit nach feinem gewiſſenhaften Ermeſſen zu 
verfahren. — Das Edict von 1810 kann auf die in Frage ſtehenden Stifte 
deshalb keine Anwendung finden, weil dieſelben damals zum damaligen 
önigreich Sachſen gehörten. — Das Verhältniß der Krone Preußens 
zu dieſen Stiften iſt überdies kein freies, unbedingtes, ſondern es kom⸗ 
men alte Anſprüch: des Königreichs Sachſen dabei mit in Frage, über 
welche man nicht hinweggehen kann. Schließlich bin ich im Stande, die Be⸗ 
hauptung, daß gegenwärtig über eine Summe von 15,200 Thlr. zu Gunſten 
dreier neu ernannten Domherren disponirt worden ſei, als eine ganz leere 
Erfindung uud poſitive Unwahrheit zu bezeichnen (Verwunderung). Die 
Summe, über welche zu berfügen geweſen wäre, erreicht nicht zum kreinſten 
Theile dieſe Höhe und iſt bereits in der Denkſchrift des Miniſteriums des 
Innern als eine höchſt unbedeutende bezeichnet worden. 

Abg. Ziegler; Ich will nur von dem ſprechen, was das Domſtift zu 
Brandenburg betrifft. Schon einmal iſt ihm in einem Prozeß die corporative 
Exiſtenz beſtritten worden; damals berief ſich das Domkapitel auf die nicht 
publicirte Cabinetsordre vom 25. Oktober 1820 und ſogar darauf, daß das 
Haus der Abgeordneten im Enge feine Exiſtenz habe beſtehen laſſen. 
Wenn wir jetzt bei der Budget⸗Verhandlung wiederum ſchweigen, wenn wir 
dieſem Satze des Berichts, das Stift habe eine corporative Exiſtenz, nicht 
wiverſprechen, fo iſt das für das Intereſſe des Landes gefäbrlich. Rechtlich 
ſteht die Sache fo: der König hob durch Edict vom 30. Oktober 1810 das 
Stift auf, und es wurde bis 1820 wie alle Domänen verwaltet. Als man 
nun im Jahre 1820, in der romantiſchen Epoche, das Stift wiederherſtellen 
wollte, beſtand das Geſetz vom 6. November 1809 und die Verordnung vom 
9. März 1819, wonach das Kaufgeld für verkaufte Domänen in den Staats⸗ 
ſchatz fließen mußte. In dem Geſetz von 1809 heißt es ausdrücdlich, daß 
jede Schenkung einer Domäne null und nichtig ift, daß fie jeden Augenblid 
widerrufen werden kann; aljo war der König 1820 gar nicht berechtigt, aus 
dem Domänenſchaz des Staates, in dem ſich augenblicklich das Hochſtift 
Brandenburg befand, dies Stift 3 und damit eine Stiftung 
iu gründen. Wir find alſo jeden Augendlick berechtitzt, die Exiſtenz des Doms 
tiſtes Brandenburg aufzuheben. Wie ſteht nun die Sache factiſch? Der 
König bat 1826 zwölf Stellen eingerichtet, 9 weltliche und 3 geiſtliche. Nach 
dem Statut ſollen die weltlichen Stellen zur Belohnung verdienter Staates 
männer benutzt werden: ſeit dem Jahre 1820 iſt dies aber noch nicht ge⸗ 
ſchehen, indem Graf Arnim ſeine Stelle erkauft hat, Herr v. Brand desgleichen, 
ein anderer Herr hat ſie von ſeinem Vater ererbt. 

Das erſtemal ift vor wenigen Jahren eine Stelle an einen hochverdzenten 
Staatsbeamten verlieben worden, an den Miniſter v. Weſtphalen. (Heiter⸗ 
keit.) Gewiß erkennen wir Alle feine Verdienſte übereinſtimmend an, doch 
ſollten bochverdiente Staatsbeamte mittelit Dotation durch einen Beſchluß 
des Hauſes belohnt werden, nicht auf Grund einer vielleicht einſeitigen An⸗ 
ſicht. Seit 1820 find in und um Brandenburg einige katholiſche Pfarreien 
errichtet, die erbärmlich dotirt ſind; auch an arm dotirten proteſtantiſchen 
Pfarren fehlt es nicht und wie es mit den Schulen ſteht, wiſſen wir ja Alle. 
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Dieſe Pfarrer, beſonders die katholiſchen, müſſen es mit anſehen, daß das, 
was urſprünglich dem Schooße der Kirche angehört hat, ohne Zweck hinge⸗ 
eben wird, während ſie ſelbſt hungern. Denn die Arbeit der Domherren — 
te haben ſogar die Vicarien eingehen laſſen — beſteht darin, daß fie am 
29. September zuſammenkommen, ſehr gut diniren, (Heiterkeit) — das kann 
ich beſtätigen, weil ich dabei geweſen bin und es undankbar von mir wäre, 
wenn ich es nicht anerkennte (Heiterkeit) — alſo ſehr gut diniren, dann ihre 
Quittungen ausſtellen und nach Hauſe gehn. Das Stift wäre zu einem 
Schullehrer⸗Seminar vortrefflich geeignet, und während wir über die erbärm⸗ 
liche Lage mancher Pfarrer und der Lehrer klagen, beſchützt man noch ſolche 
Inſtitute, die Fr. Wilhelm III. als Unfug bezeichnete und die man sans 
phrase aus der Welt ſchaffen ſollte. Ich will keinen Antrag ſtellen, aber in 
der nächſten Seſſion, ſo Gott mir das Leben ſchenkt, werde ich wieder da ſein 
und die Sache ſchärfer angreifen. Ich denke, daß dann das Haus zu kräf⸗ 
tigen Maßnahmen ſo erſtarkt ſein wird, daß das Miniſterium es ſelbſt nicht 
wagt, bis dahin dieſe Stifte beſtehen zu laſſen. (Lebhafter Beifall.) 

Abg. v. Carlowitz empfiehlt die Einſetzung einer Unterſuchungs⸗Com⸗ 
miſſion in der nächſten Seſſion, wie dies in Betreff der Reichsunmittelbaren 
geſchehen iſt. Es ſei ein Mißbrauch, die Einnahmen der Stifte, die für 
1 Schulzwecke zu verwenden ſind, zur Belohnung von Geiſtlichen 
zu benutzen. a 

Abg. Eberty: Es geht mit dem Betrage der Stiftseinnahmen wie mit 
den geheimen Fonds, man kennt ihn nicht genau und kann auch nicht ſichere 
Kunde von ibm erlangen. Aber mögen die Summen groß oder klein ſein, 
0 der General v. Manteuffel ſollte auch die kleinen Summen nicht annehmen. 
. Referent Abg. Techow ſtellt für die nächſte Seſſion Anträge in Aus⸗ 
4 ſicht. Damit iſt die Discuſſion geſchloſſen. 

Bi; Bei den Ausgaben (evangelifher Oberkirchenrath) beantragt die Com⸗ 
9 miſſion: „die Besoldung von 500 Thalern für ein drittes geiſtliches Mit⸗ 
A 


7 glied des evangeliſchen Oberkirchenrathes und die Beſoldung von 1200 Tha⸗ 
N lern für einen zweiten expedirenden Seeretär und Calculator derſelben Ber 
5 hörde abzuſetzen“. 
585 Der Cultusminiſter v. Mühler weiſ't darauf hin, daß das Bedürf⸗ 
ib 72 in reg in früheren Seſſionen ausführlich motivirt ſei und noch 
N heute beſtehe. 
. Der Referen: Abg. Dr. Techow erwidert, daß für das Haus die Sach⸗ 
. lage ſich auch nicht geändert habe. Es handle ſich nach einem früheren Be⸗ 
15 ſchluſſe des Hauſes um ein Interimiſtikum; das Haus habe die Regierung 
115 aufgefordert, daſſelbe zu beſeitigen und könne keine Summen bewilligen, 
2 welche dazu dienen, das Interimiſtikum zu verlängern. . 
N Der Antrag der Commiſſion wird angenommen. Die Commiffton 
beantragt ferner: „400 Thaler zu Gehalts⸗Verbeſſerungen für zwei vollbeſol⸗ 
j dete Räthe des evangeliſchen Oberkirchenrathes zu verweigern“. * 
} Der Cultusminiſter bemerkt hierbei, daß es ſich hier nur um eine 
Gleichſtellung dieſer Räthe mit anderen, im gleichen Range ſtehenden, Räthen 
iM handele, denen die Erhöhung nach den allgemeinen Beſchlüſſen des Haufes 
N gewährt ſei. Der allgemeine Grundfag müſſe auch auf dieſe Räthe Anwen⸗ 
dung finden; die Thätigkeit derſelben verdiene die Anerkennung der Regle⸗ 

15 rung. — Der Referent Abg. Dr. Techow bemerkt dagegen, daß es ſich hier 
4 um Stellen handele, die auch im vorigen Jahre nicht bewilligt ſeien. Aller⸗ 
4 dings habe das Haus eine Summe zur Erböhung der Gehälter der Räthe 
i bewilligt, dabei aber zugleich die Zulage für die beiden in Rebe ſtehenden 
j Räthe abgelehnt. Neue Gründe für die Bewilligung ſeien nicht beigebracht. 
1 Der Antrag der Commiſſion wird angenommen. 
2Z3Z3au Tit. 19, 20 (Univerſitäten) verlangt das Wort der Abg. Tweſten, 
) um die Aufmerkſamkeit des Hauſes auf die bekannten Vorgänge an der bon⸗ 
14 ner Univerſität zu richten. Der Redner ſtellt dieſelben ausführlich dar, be⸗ 
zeichnet das Benehmen des Dr. Merz als ein nicht zu entſchuldigendes, legt 
aber das Hauptgewicht darauf, daß der Cultusminiſter demſelben im Wider⸗ 
ſpruch mit den Statuten der Univerſität die venia legendi entzogen habe, 
wozu nur die philoſophiſche Fakultät berechtigt geweſen ſei, daß der Miniſter 
ferner in feinem Reſkript den Dekan dieſer Fakultät, Prof. Ritſchl, vermöge 
des ihm zuſtehenden Oberaufſichtsrechtes (Hört!) in den herbſten Ausdrücken 
wegen eines von ihm angeſtellten Sühneverſuches getadelt habe. M. H., 
fährt der Redner fort, die Docenten ſind keine Beamten, und aus dem Ober⸗ 
aufſichtsrecht des Staates iſt keinesfalls eine beſondere Disciplin argewalt des 
betreffenden Reſſortminiſters abzuleiten. Dies Verfahren tritt um ſo greller 
bervor, als derſelbe Herr Miniſter im Jahre 1863 dem Dr. Schaumburg, 
der ihn um Wiedergewährung der von der 9 entzogenen venia legendi 
bat, die Bitte nicht gewährte, weil er ſich keinen Eingriff in die Autonomie 
der Fakultät erlauben wolle. In Folge dieſer Ueberſchreitung feiner Befug⸗ 
2 niſſe ſeitens des Herrn Miniſters hat der Prof. Ritſchl, einer der berühmte⸗ 
F ſten Gelehrten Deutſchlands und eine Zierde der Univerität Bonn, feine Entlaſſung 


nachgeſucht, und das gegen ihn eingeſchlagene Verfahren wird wahrlich da⸗ 
b durch nicht gemildert, daß der Miniſter auf das Estlaſſungsgeſuch erwidert 
0 hat: es könne ihm nicht nachgegeben werden, bevor er nicht ein gegen ihn 
anhängig gemachtes Disciplinarverfahren abgewartet habe. (Hört! hört!) 
0 | Eultusminifter v. Mühler: Ich bedauere aufs Tieffte die Vorgänge, 
die in Bonn ſtattgefunden haben und leider Gegenſtände der Oeffentlichkeit 
vr in der Preſſe und nun auch bier im Haufe geworden find; den Vorwurf 
* aber, daß ich in der Art und Weiſe meines Vorgehens die Schranken der 
1 efeglihen Ordnung überſchritten habe, muß ich entſchieden zurückweiſen. 
er Vorredner hat das Verfahren des Dr. Merz viel zu gelinde bezeichnet. 
Die Ausdrücke des letzteren gegen den Profeſſor Jahn enthielten die tiefſte 


Ka und ſchwerſte Herabſetzung und Beleidigung, die ein wiſſenſchaftlich gebildeter 
5 Mann nur genen den anderen ausſprechen kann. Ich kann daher, wenn auf 
Kr, den § I u. la der bonner Univerſitätsſtatuten hingewieſen wird, die von 
651 Mißpbelligkeiten unter Docenten derſelben Facultät ſprechen, dieſe 88 als 


durchaus nicht anwendbar auf den vorliegenden 10 erachten. Es iſt richtig, 
daß nach den Statuten die Facultät eine Disciplinargewalt hat über die 
Privatdocenten, es ſteht aber nirgend darin, daß dieſe Disciplinargewalt die 
ausschließliche ſei (große Verwunderung), und daß von Seiten der Aufſichts⸗ 
bebörde keine Diseiplinargewalt zu üben ſei. (Hört! hört!) Es wäre mir 
erwünſcht geweſen, wenn die Facultät den Vorfall nicht unter den Geſichts⸗ 
punkt einer bloßen Mißhelligkeit, ſondern unter den eines ſchweren Vergehens 
geſtellt bätte; da dies aber nicht geſchehen, fo konnte und durfte ich es nicht 
meiner Stellung entſprechend erachten, darüber hinwegzugehen und mich gleich⸗ 
ſam hinter die Facultät zurückzuziehen. rt 

Aus der Analogie deſſen, was das Geſetz über das Disciplinarverfahren 
ſagt, war es unzweifelhaft, daß durch das Oberauſſichtsrecht mir die volle 
Befugniß zuſtand, und daß es zugleich meine Pflicht war, in der Weiſe, wie 
ich es gethan habe, vorzugehen. Was den früheren Nr des Dr. Schaum⸗ 
burg betrifft, jo it dabei die weſentliche Verſchiedenheit beider Fälle über⸗ 
jehen worden. Dort hatte gerade die Facultät von ihrer Dieciplingrgemalt 
Gebrauch gemacht, und das Miniſterium war gegen dieſen Spruch der Fa⸗ 
eultät eingeſchritten; hier aber mußte das Oberauſſichtsrecht des Staates ein: 
treten, weil die Facultät nicht die Disciplinargewalt angewendet, ſondern die 
Sache nur als eine Mißhelligkeit behandelt hatte. Was die letzte Anführung 
des Vorredners betrifft, ſo muß ich ein näheres Eingehen für jetzt, wo die 
Sache noch ſchwebt, ablehnen. Von einem Disciplinarverfahren gegen den 
Profeſſor Ritſchl iſt aber nicht die Rede geweſen, ſondern nur davon, ihn 
vollſtändig zu hören über Punkte, die allerdings von einem Theile der Far 
su rd als Gegenſtand der Beſchwerde über ihn zur Sprache gebracht 
worden ſind. 

Abg. v. Hennig: Der — Tweſten hat nicht erwähnt, daß der Cura⸗ 
tor der Univerſität Bonn das Reſcript des Miniſters in den Zeitungen hat 
abdrucken laſſen, trotz des Verſuchs des Prof. Ritſchl, dem ein ſo herber 
Tadel darin zu Theil wurde, ihn davon zurückzuhalten. Ich begreife nicht, 
wie ſich da der Herr Miniſter über die Veröffentlichung der Sache in der 
Preſſe beklagen kann, er ſollte ſich vielmehr über das unziemliche Verfahren 
feines Curators beklagen. (Sehr wahr!) Gegen einen Mann, wie Ritſchl, 
fo vorzugehen, hatten ſich der Miniſter und fein Curator doch wohl beſinnen 
ollen; beide hätten ſich jagen müſſen, daß ihre Leiſtungsfahigkeit hinter der 
einigen weit zurückſteht. (Heiterkeit. Sehr wahr!) Die Deduction des Hrn. 

niſters, betreffend die Disciplinargewalt, iſt gerade fo, als wollte man 
das Recht, über Krieg und Frieden zu beſchließen, den Kammern beilegen, 
weil es ihnen in der Verfaſſung nicht ausdrücklich abgeſprochen iſt. (Heiter⸗ 
keit.) Es iſt zu beklagen, daß durch das leidenſchaftliche Vorgehen der Re⸗ 
gierung Männer, wie Ritſchl, nach andern Univerſitäten getrieben werden, 
die ihm bereits glänzende Anerbietungen gemacht haben und daß das Syſtem 
ſich befeſtigt, auf die politiſche Parteiſtellung der Lehrer an den Hochſchulen 
NRüdfiht zu nehmen und nur ſolche Profeſſoren anzuſtellen, die der Regie⸗ 
— 3 genehm ſind. (Beifall.) 

bg. Tweſten berichtigt, daß er das Benehmen des Dr, Merz ausdrück⸗ 
lich entſchieden und unzweideutig gemißbilligt habe. 

Abg. Virchow: Der Miniſter hat durch fein Verfahren ein theures Recht 
unſerer Univerſitäten angetaſtet. Das Privatdocententhum iſt die einzige 
Tradition unſerer Univerfitäten, durch welche die Freiheit der deutſchen Wiſ⸗ 
ſenſchaft ſich die Sicherheit erwarb, um ſich in den ſchwerſten politiſchen Zei⸗ 
K. ien intakt zu erhalten. Die Regierung kann Privatdocenten weder ernennen 

noch abjegen, das iſt eben das freie Recht der Fakultäten. Auf dieſe mußte 
die Regierung einzuwirken ſuchen, wenn ihr die Anwendung des Privilegiums 
in einem einzelnen Fall dem allgemeinen Intereſſe zu widerſprechen ſchien, 
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oder aber die Statuten auf geſetzlichem Wege ändern. Auf dieſen Punkt 
richtet die Regierung ihre Angriffe ſchon ſeit langer zeit die Einrichtung der 
Privatdocenten war dem Miniſterium Eichhorn ein Dorn im Auge und auch 
die neue Aera hat auf dieſem Felde keine großen Ehren geerntet. Gerade 
Herr v. Bethmann⸗Hollweg hat zuerſt die Praxis eingeführt, Ordinarien ge⸗ 
gen den Willen der Fakultäten zu berufen, und damit ihr altes Recht nicht 
nur, ſondern auch die Entwickelung der Wiſſenſchaft ſchwer zu ſchädigen. Ich 
glaube, daß dieſem Verfahren ein falſcher Begriff von dem für Alles verant⸗ 
wortlichen conſtitutionellen Miniſter, der alles beſſer verſteht als die Fakultä⸗ 
ten, zu Grunde liegt. 5 e 5 

Auch der jetzige Herr Miniſter hat immer einen Ordinarius in petto, 
den er gegen den Willen der Facultät einſetzt, ſo daß ſchließlich die Univer⸗ 
ſitäten zuſammengewürfelte Körperſchaften werden, in denen Celebritäten 
ſitzen, die nach einiger Zeit keine mehr ſind, aber in denen ſich eine Schule 
im Sinne der engliſchen und franzöſiſchen Wiſſenſchaft, ein Heranziehen von 
Schülern, in denen der Gedanke des Lehrers fortſchreitet, nicht entwickeln 
kann. Die Privatdocenten ſind die Träger dieſer Continuität der geiſtigen 
Entwickelung: Der Lehrer tritt ab und aus der Jugend iſt ihm der Nach⸗ 
folger nachgewachſen. Darum ſollte die Regierung nicht die verſchiedenar⸗ 
tigſten Männer, die für einander nicht paſſen, die lebenslange Gegner ſind, 
nicht in dieſelbe . zuſammenwürfeln, wie es in Bonn e iſt, 
und damit die 8 nheit des Lehrkörpers gefährden. Der Herr Miniſter mag 
es glauben, daß es nicht leicht iſt, in derſelben Facultät mit Männern zu⸗ 
ſammenzuſitzen, die man ſein Leben lang bekämpft und daß man in Lagen 
kommt, in denen es ſchwer iſt, auch nur das Decorum zu wahren. Der Fall 
in Bonn beweiſt das. Der Herr Miniſter würde der Wiſſenſchaft in hohem 
Maße dienſtlich ſein, wenn er zu allen Zeiten die wirklich competenten und 
ſtatutariſch dazu berufenen Körperſchaften entſcheiden und in Wirkſamkeit tre⸗ 
ten ließe, ehe er ſelbſt dazu vorgeht. (Lebhafter Beifall.) 

Cultusminiſter v. Mühler: Es iſt gewiß der Verwaltung ſelbſt das 
Angenehmere bei der Beſetzung von Profeſſorenſtellen Jemanden wählen zu 
können, der von der Fakultät ſelbſt vorgeſchlagen und befürwortet iſt; das 
ift aber nicht in allen Fällen möglich; es treten Erwägungen nach finanzieller 
Seite und in vielen anderen Beziehungen ein (Ruf: politiſchen), und in die⸗ 
ſem Falle bleibt der Regierung gar nichts anderes übrig, als daß ſie zuletzt 
zu Jemandem greift, der vielleicht nicht von der Fakultät genannt worden 
iſt. Daß politiſche Parteirückſichten dabei in Anwendung kommen, das muß 
ich ganz beſtimmt in Abrede ſtellen. 

Abg. Immerm ann: Die wunderbare Theorie des Cultusminiſters, der 
berechtigt zu fein glaubt, während ein ganz beſtimmtes Verfahren vorgeſchrie⸗ 
ben iſt, ganz willkürlich vermöge eines allgemeinen § des Oberaufſichtsrechts 
einzuſchreiten, würde zu den ungeheuerlichſten Conſequenzen führen. Der 
Juſtizminiſter z. B. würde darnach das Recht haben, im Wege des Aufſichts⸗ 
rechts Disziplinarſtraſen zu ertheilen, ohne Rückſicht auf das beſtehende Dis⸗ 
ziplinargeſetz. (Sehr richtig!) _ 

(Schluß folgt.) 


Telegraphiſche Depeſchen. 

Wien, 1. Juni. Die „Wiener Zeitung“ veröffentlicht 
ein kaiſerliches Nefeript vom 27. Mai an den Banus von 
Kroatien, durch welches der Landtag für den 17. Juli mit 
der Wahlordnung von 1861 einberufen wird. (Wolff's T. B.) 
ERRRTIERLELITIPLLPÜSES ERTEILT EURER UNTERE SACEEEUTTETOICRENTTANT TE 


Breslau, 31. Mai. [Diehſtähle.] Geſtohlen wurden: Im Winter⸗ 
garten aus dem Billet⸗Verkaufs⸗Zimmer des Sommertheaters ca. 21 Thl. 
baares Geld; Junkernſtraße 26 ein brauner Zeugrock, 1 Paar Zeugboſen, 
1 Sammetweſte, 1 Vorhemdchen von Kattun, 1 koth carrirtes Taſchentuch, 
1 Gebetbuch, 1 Spindelubr mit zerſprungenem Zifferblatt und meſſingenem 
Gehaͤuſe, 1 Uhrkette von Meſſing⸗Draht und 1 ſchwarzes Portemonnaie mit 
4 Thl. 23 Sgr. Inhalt; Mäntlergaſſe 4, zwei vor einem Partertefenſter qu. 
Haufe angebracht geweſene meſſingene Barbier-Beden; ein an der Straßen: 
front des Hauſes Mäntlergaſſe 13 befeftigt geweſenes weiß angeſtrichenes 
Blechſchild mit der Aufſchrift: „Holz, Steinkohlen und Kartoffeln bei L. Kur⸗ 
ſawe“; Goldeneradegaſſe 20 ein ſchwarzer Frack; Kloſterſtraße 80 der an gu. 
Hauſe ongebracht geweſene Klemptnerwaaren⸗Schaukaſten; in demſelben be⸗ 
fanden ſich unter anderen ein Waſchbecken von Blech, eine ſilberne und eine 
blechene Suppenkelle, mehrere Blechſiebe von verſchiedener Größe und ein 
Schaumlöffel von Blech. ö 

Polizeilich mit Beſchlag belegt: 3 Bademäntel, 1 weißer Bett⸗Ueberzug, 
1 Frauenhemde und 1 Handtuch. \ j 

Verloren wurde: ein Geſindedienſtbuch, auf Anna Lißner lautend; ein 
braunledernes Portemonnaie, in welchem ſich 2 Thlr. baares Geld und ein 
kleines Kämmchen von Elfenbein befanden, ferner eine filberne Cylinder⸗Uhr 
mit Goldrand. 5 

e bai Am 30. d. M. Vormittags wurde auf der Taſchen⸗ 
ſtraße ein fünfjähriges Mädchen von einer Droſchke zu Boden geriſſen und 
überfahren, das Kind erlitt indeß anſcheineud keine erhebliche Beſchädigungen. 


(Frmdbl.) 
Meteorologiſche Beobachtungen. 
Der Varometerſtand bei o Grd. Ba: Luft: | Minds 
in Pariſer Linien, die Tempera⸗ Temve⸗ 5 und Wetter. 
tur der Luft nach Reaumur. [rometer. | ratur, stärke. 
Breslau, 31. Mai 10 U. Ab.] 331,57 13,6 O. 1. Bedeckt. 
1. Juni 6 U. Mrg.] 331,87 [11,4 N. 1. Trübe. 


Breslau, 1. Juni. [Waſſerſtand.] O.⸗P. 15 F. 5 3. U.⸗P. 1 F. 11 3. 


— Eourſe und Börſen⸗Nachrichten. 
Paris, 31. Mai, Rahm. 3 Uhr. Die Börje war auf die Prämien⸗ 
ankündigung anfengs belebt, wurde aber ſpäter matt. Die Zproz. begann 
zu 67, 20, hob ſich bis 67, 35 und ſchloß in träger Haltung zur Notiz. 
Conſols von Mittags 1 Uhr waren 89% gemeldet. Schluß⸗Courſe: 
Zproz. Rente 67, 25. Italien. 5proz. Rente 66, 25. Zproz. Spanier —. Iproz. 
Spanier 39%. Oeſterr. Staats⸗Giſenbahn⸗Aktien 432, 50. Credit⸗Mobilier⸗ 
Aktien 775. Lomb. Eiſendahn⸗Aktien 495, — 

London, 31. Mai, Nachm. 3 Uhr. In die Bank ſind heute 55,000 
Pfd. St. eingezahlt worden. Conſols 89%. Iproz. Spanier 40%. Sardi⸗ 
nier 79. Mexikaner 24%. s5proz. Ruſſen 91. Neue Ruſſen 90%. Silber 
60%. Türk. Conſols 48%. proz. Ver. St.⸗Anl. pr. 1882 67%. 

. Der bremer Dampfer „Amerika“ ijt aus New⸗York in den Needles ans 
ommen. 

Wien, 31. Mai, Nachmittags 2 Uhr. Sehr matt. Schluß⸗Courſe: 
proz. Metall. 71, 10. 1854er Looſe 87, 50. Bank⸗Aktien 799. Nordbahn 
182, 30. Nat.⸗Anl. 75, 70. Credit⸗Aktien 183, 30. Staats⸗Eiſenbahn⸗Aktien 
Cert. 184 50. Galizier 204, —. London 108, 75. Hamburg 80 50. Paris 
43, 20. Böhm. Weſtbahn 167, —. Credit⸗Looſe 125, 75. 1860er Looſe 
92, 50. Lomb. Eiſenbabn 215. Neues Lotterie⸗Anl. —. 

rankfurt a. M., 31. Mai, Nachm. 2% Uhr. Im Allgemeinen matt. 
Schluß Courſe: Wiener Wechſel 108 . Finnl. Anl. 86, Neue 4 proz. 
Finnl. Pfandbr. 85%. 6proz. Verein. St.⸗Anl. pr. 1882 72 J. Oeſterr. Bank⸗ 
Antheile 872, Oeſterreich. Eredit⸗Aktien 199. Darmſt. Bank⸗Aktien 2304. 
Oeſterr.⸗Franzöſ. Staats⸗Eiſenbahn —. Oeſterr. Eliſabet⸗Bahn 121%, Böhm. 
Weſtbahn —. Rhein:Nahebahn —, Ludwigsbafen⸗Bexbach 150. Heſſiſche 
Ludwigsbahn 129. Darmſt. Zettel⸗Bank 252. 1854er Looſe 78%, 1860er 
Looſe 86%. 1864er Looſe 95%, Oeſterr. Nat.⸗Anl. 68%. proz. Metall. 
64%. 4 proz. Metall. 57 B. x 

Hamburg, 31. Mai, Nachm. 2% Uhr. Matt bei ſtillem Geſchäft. 
Ruſſ. Prämien⸗Anleihe 83%, Regenwetter, ſtürmiſch. Schluß⸗Courſe: 
National⸗Anl. 69%. Oeſterr. Credit⸗Aktien 84. Oeſterr. 1860er Looſe 85%. 
Vereinsbank 106%. Norddeutſche Bank 116. Rheiniſche 113%, Nordbahn 
72%. Finn. Anl. 84%, proc. Ver. St.⸗Anl. pr. 1862 65%. Disconto 2% %. 

Hamburg, 31. Mai. [Getreidemarkt.] Weizen loco ſehr ruhig 
nur in . Sorten kleines Geſchäft. Juni⸗Juli 5400 Pfd. netto 93 
Bancotbaler ’ . ? 
matt. Roggen loco unverändert, ab Danzig wurden 65% ofterirt, pr. Juni⸗ 

uli 5100 Pfd. brutto 81% Br., 81 Gld., pr. Sept: Ott. 69% bez. u. Gld, 
0 Br. Oel rubig, Mai 28 Br., Okt. 28 . Kaffee Markt —— feſt, 
2000 = 155 05 105 ee Zink 2000 Ctr. pr. Juli⸗Auguſt zu 
14 ½ verkauft. Inhaber halten recht feſt. 

4 — 31. Mai, Nachm. 1 Uhr. [Baumwolle.] 20,000 Ballen 
Umſatz. reife % d höher, Amerikaniſche 16%, fair Dhollerah 1174, midd⸗ 
ding 9 110 U ei. 8%, Bengal 7, Oomra 11, middling 
air Domra 10%, Pernam . 

: een 75 Getreidemartt (Schlußbericht.) Faſt geſchäfts⸗ 
os. — Wetter n. 1 

Amſterdam, 31. Mai, Getreidemarkt (Schlußbericht). Weizen 
unverändert, ftille. Roggen Mai feſt abgeſchloſſen. Gekündigt 2950 Laſt. 
Spätjahr flauer. Raps Oktober 76%. Räübol Herbſt 42%. 


* 


ez., Br. u. Gld., pr. Sept.⸗Okt. 100 bez. u. Gld., 100% Br. G 


Berliner Börse vom 31. Mai 1865. 


Elsenbahn-stamm-Aotien. 


Fonds- und Geld-Oourse. 


Freiw. Staats-Anl. . 44% 102 B. 
Staats-Anl. von 1 106% bz. De ee e 100K . 
dito 850, 524 98% @. Aachen-Düüsseld. 3½ 4% 3% 101½ G. 
dito 188304 G Aachen-Mastrich! — — 4 149 ba. 
dito 1854 4% 102 ba. Amsterd.-Rottd.. 616% 4 22 G. 
dito 1855141131102 ba. Berg- Märkische. 7½ 4 135 be. 
dito 185614141102 bz. Anhalt.. 9% 11% /4 192% B. 
dito 1857 4½ 104 ba. lin-Gö «| — 4 100% R. 
dito 1858/4141102 b. dito St.-Prior.) — 100 bz. 
dito 1864/41102 da. erlin-Hamb 7 1 143 ba. 
Staats-Schuldscheine|3!1 901, 6. erl.-Potsd..Mg..4 1 4 da. 
Präm.-Anl. von 1855/31130 B. erlin-Stettin 8 136 R. (1. B.) 


Berliner Stadt-Obl... 77 1.P.bz.u.G. 


B. 
Kur-u. Neumärk. ‚86% G. 
Pommersche..... 315 vs 2 


ITT 


2 5 142½ be, 

— öln-Minden. 1 bu. 

Z) Posens che — — el-Oderb, 11 be. 

3 10 e . — — dito 8t.-Prior.| — 

E Schlee 57 B = ie di 7 B. 

du . 34% 91 ½ 8 alis. Ludwigab % 4 98½ bz. 
Kur- v. Neumärk.4 97 4 ba udwigsh.-Bexb.| # Is % 0. 

& | Pommersche..... 4 197%, ba. Magd.-Halberst. 2% 125 on. 

2 Posensche 4 % 6. Magdb.-Leipaig..|17 1 1 G. 

Preuss ische 4 b2. oinz-Ludwigsh} 7 7 29 da. 

3 Westph. u. Rhein. 4 97 G. Mecklenburger, 2½ bz.u.B 

Sächsische 4 je: b Neiese-Brieger..| 4 90 5. 

2 (Schlesische . 4 8% @ Niedrschl.-Märk| 4 4 90% 6 


Louisd’or 111%, bzG .Oeet Bkn. 94 br. rah. Fr. fl. 
Goldkronen 9. 9%, G Poln Bk n. — — —Il- 


Ausiändisohe Fonds 


ELOPPIOII e 


Oe ese fes P. Heer gn, 8d b. 8 ⁴ — 114% a % he 
dito Nat-Anl....5 170% br. Oest. sid, St-B. 8 8 Isselssy lid 
dito eh 6 , 8g * b. pre. Warn-. 2% | Ste cn 
— 5 dio WA pa aneinische 8 225 115% ba 
2» 9 70 Pr. -A.A ‚60.08. dito Stamm-Pr.| 6 — Ja n. 

Ital ee ac 1 DE Bhein-Nahebahn] — — 4 294% ba. 
uus Sagt l. Anus ff vn hr. CrtK Gidb. . , ela B. 

8 > \ 2. £ 4 

e ee Zt 
ito Poln. Sch. B. hen Werten! g 

Poln. Pfandbr HI. Em. 4 28 b u d. Warschau. Wien — — 15 se, o. 

Poln. Obl. & 200 m ‘ 40% 6. 
dito * 924, etw. b. i 

Kurhess. 40 Thür Ob. — 56% br ic Bank- und Isdasirie-Faplere. 

Baden. 35 Fl. Loose. — 130%, h 


Berl. Kassen-V. 
Braunschw. B. 


| 2 74110 * 
Bremor Bank. J 84% Te 


2 
473 be. 


Amerikan. St 3 4 
Schwed. 10 Th Loose — 


Danziger Bank. 
Eisenbahn-Prioritäts-Aotien. Darm Zetteld. 8 
Berg.-Märkiache... . {4491091 %, Geraer Bank....| 7 
dito I, 191050 Gothaer „ 
dito W. 4A 10% B Hannoversche B.] 1, 
dito III v. St. 3½ g. 3½% 2 % b. Hamb. Nordd. B.] 9a 
Cöln-Minden, . 4 4½% 01 ½ 6. Vereins -B. 2 
dito 8 N — Königsberger B.] 8% 
dito 1 93 8. Luxemburger B.] 8 
dito III/ h etw. br. uB [Magdeburger B.4½ 
dito 46 11 ½ bz.u.B.lPosener Bank... hs 4 
dito / 4 102%, ba. Preuss. Bank.-A. 78% 
Goe.-Oderb. (Wilh.) 1 90 B. Thüringer Bank.] 4 
dito III. Em. 4 4½ 96 B. Weimar „ 51% 
en Ludwigsb 8 9670 B 
Niederschl.-Märk, . 4 90 2 
dito oonv. UA Ba B — 7 uk — 
dito za 4% B. Darmstädter, „, | Si, 190%, be. 
dito . 4½% 1018. Dessauer 3 p. St. B 
Segel. Zweigb| 0% 5 [Dise-Com.-Ant..| Gl, 101% ba. u. 6 
1 1 Genfer Crodb. A, 1 ak d. u. 0 
8 5 kopen „14 1 
1 eininger “17 101 
| oldauerL. dg. If. 21 120%, 9 
Oestorr. Oredb. A.] 6 86 a ½ bz. 
5 chl. Bank-Ver..| 8 110% 8. 
Oest- Franz 256 ba. — 
Oest. südl. 8 -E. 3 244½ 6. Minerva sm | — 35 bz 
Bhein. * St. gar. Alle Re br.v.Eisenbbfd.] 8 119 B 
Shein-Naho-B. gar 4% 100 B. Schles, Feuerv. — 8 — —— 


Berlin, 31. Mai. Weizen loco 45—62 Thi. nach Qualität. 


— oggen loco S0pfd. 38% Thl. frei Wagen bez., defecter 37 Thl. ab 
Kabn bez., ſchwimm. 1 Ladung 82—83pfd. 39% Thi. bez., pro Mal und 
Mai⸗Junt 38 — , Thl. bez., Juni⸗Juli 39-384 —y—Y Thl. bez. und 
Gld., 7 Thl. Br., Juli⸗Aug. 40 —39 , Thl. bez. und & 0,% Br., 
dine die e i pen, Spe 42 d. — 
Gld., Okt.⸗Nov. 43% —% Thl. bez. und Gid, % TH. Br. — Gert 

große und kleine 29-36 Th, pr. 1750 Pfd. — Hafer loco 25—27 


1% 
Tpl., warthebrucher 25% Thl. ab Bahn bez., feiner böhmiſcher 26 
feiner ſchleſ. 25% Thl. dito, vomm. und wärt. 274% a 9 Ro rer 
% Tol. dito, Lieferung pr. Mai und Maj⸗Junt 253 
und Juli⸗Aug. 25% Thl. Br., Sept.⸗Okt. 24% Ahl 8 
DR . Br. — Erbſen, Kochwaare 52—57 R 


Tl. bez, %_ Thl. 


U 6 * 

Okt. 15-14 % Thl. bez. und Glo., , Thl. Br., Okt. Nov. 15—14 
dez., Nov.⸗Dez. 14% Thl. bez. hg f Wem 
Weizen ohne Umſatz. Der heutige Markt für Roggen auf Termine hatte 
zum Beginn gegen geſtern faſt ein unverändertes Ausſeben, die größere 
Dimenſtonen annehmenden Anerbietungen für Juni⸗Juli, beſonders ſeitens 
der hieſigen Speculation, und ferner die Furcht vor den morgen etwa im 
re Umfange ſich einſtellenden Kündigungen, bewirkten eine bedeutende 
erflauung und ein Weichen der Preiſe um ungefähr % Tbl. Es ſchien 
ſich zwar für einzelne Monate ſchließlich wieder etwas zu befeftigen, jedoch 
hatte es eben nur den Anſchein, obne die reele Baſis eines lebhafteren Ver⸗ 
kebrs. Loco war vernachläſſigt. Gek. 2000 Eins, — Hafer loco nicht gan 
preishaltend. Termine faſt ohne Handel. Gek. 600 Ctnr. — Auch Nübd 
drückte ſich durch die überwiegenden Offerten beſonders der nächſten Sichten 
merklich im Werthe. Obwohl die auswärtigen Berichte nicht flauer ſind, ſo 
erwirkte die ſtärtere Realiſation wohl hauptſachlich die matte Haltung. Die 
Börſe ſchließt mit Angebot ſehr flau. Spiritus war weichend und Tbl. 
niedriger. Der Umſatz war ein im Allgemeinen nickt ſehr ausgedehnter, und 
waren es auch hierfür theils Blanco Verläufe, theils Realiſtrung der Enga⸗ 

gements, die die flaue Stimmung hervorriefen. Get. 40,000 Quart. 


F 
* Breslau, 1. Juni. Wind: Weſt. Wetter: angenehm. Therm 
meter Früh 14 Grad Waͤrme. Bei vorherrſchend luſtloſer ee blieb 
der Geſchäftsverkehr am heutigen Markte ſehr beſchränkt, Getreidepreiſe bes 

r 
en wen r. 
9 En e 1 fund weitze bruchfreie Waare 62 bis 


ſehr gefragt, 58 bis 60 Sgr. vr. Ctr. 
Sgr. pr. Schff. Sgr. pr. Schff. 
Weißer Weizen, alter 60657 Erbſen 06570 
40 F neuer 59—64 Wicken „eee e DEM 
Gelber Welzen, alter. 60 64--€9 Lupinen 45—60—75 
” 17 neuer 55 60 Bohnen . 70-8092 
Aeg Weizen 55 5 jr 5 bern 150100. Ag 100 

eee 48 — unſaat ur 80— 

N 31368 Wolde — 


E 26—29- 31 Winter⸗Rübſen ie 
Kleeſaat ohne Frage, rothe ordinäre 16—19 Thlr., mittle 21— 23 Thlr. 
feine 26— 29 Thlr., bochfeine über Notiz bezahlt, — weiße ordinäre 11 bis 
12 Ah, wi 15 pi Gent Thlr., feine 16% —18% Thlr., bodfeine 
r. un er pr. er. 

Thymothee ſchwacher Umſatz, 11—13 Thlr. pr, Centner. 
„Sack & 150 Pfb. Netto 20—24 9 
Kartoffeln pr. Sa Vor der Borse Sgr., Mepe 1—-1% Sgr. 


Robes Rüb öl pr. Ctr. Inco 13% Xhlr,, Juni 13% Thlr., pr. 
14% Thlr. — Spiritus pr. 100 See 78002 Velten M W 


Juni 13% Thlr., Herbſt 14 Thl 


Verantwortlicher Redacteur: 
Druck von Graß, Barth 
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Dr, Stein. 
und Comp. (W. Friedrich ) im Breslau. 1 


